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Ordnungsbehördliche Verordnung 
über das Offenhalten von Verkaufsstellen in der 

Stadt Balve am 10.12.2023 
 
 

Aufgrund des § 6 Abs. 1 u. 6 des Gesetzes zur Rege-
lung der Ladenöffnungszeiten (Ladenöffnungsgesetz – 
LÖG NRW) vom 16.11.2006, zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 22.03.2018 wird für die Stadt Balve gemäß 
Beschluss des Rates vom 20.09.2023 verordnet: 
 

- § 1 - 
 

Verkaufsstellen dürfen am 10.12.2023 in der Zeit von 
13:00 Uhr bis 18:00 Uhr an den nachfolgend genannten 
Plätzen und Straßen geöffnet sein: 
 
a. Drostenplatz und IBS-Platz 
b. Am Drostenplatz 
c. Gasse von der Hauptstraße hin zum Drostenplatz 
d. Hauptstraße von der Einmündung Hönnetalstraße/ 

An der Kormke bis zur Hausnummer 20 und 25 (Ein-
mündung Bogenstraße) 

e. Mühlenweg von der Einmündung Hauptstraße bis 
zur Hausnummer 7 

f. Im Winkel 
g. Bogenstraße von der Einmündung Hauptstraße bis 

zur Hausnummer 5 
 

- § 2 - 
 

1. Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahr-
lässig im Rahmen des § 1 Verkaufsstellen außer-
halb der zugelassenen Plätze und Straßen oder Ge-
schäftszeiten offenhält oder in diesen Geschäftszei-
ten andere als die zugelassenen Waren verkauft. 

 
2. Die Ordnungswidrigkeit kann nach § 12 LÖG NRW 

mit einer Geldbuße von bis zu 5.000,00 Euro geahn-
det werden. 

 
- § 3 – 

 
Die Verordnung tritt am Tage nach der Bekanntma-
chung in Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 

Die vorstehende ordnungsbehördliche Verordnung wird 
hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Hinweis: 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von 
Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalens (GO NRW) 
beim Zustandekommen dieser Verordnung nach Ablauf 

eines Jahres seit Bekanntmachung nicht mehr geltend 
gemacht werden kann, es sei denn, 
a. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b. die Verordnung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 
bekannt gemacht worden, 

c. der Bürgermeister hat den Beschluss vorher bean-
standet oder 

d. der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt. 

 
Balve, den 20.09.2023 
 
Der Bürgermeister 
Hubertus Mühling 
 
 
 
 
 

 
 
 

Satzung zur Änderung der Gebührensatzung  
für den Rettungsdienst der Stadt Iserlohn  

(9. Änderung) 
mit Bekanntmachungsanordnung vom 04.10.2023 

 
I. 

Der Rat der Stadt Iserlohn hat in seiner Sitzung am 
26.09.2023 die nachfolgende Satzung beschlossen. 
 
Die Satzung beruht auf § 7 der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW 
S. 666) in der z. Z. gültigen Fassung, den §§ 4 und 6 
des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nord-
rhein-Westfalen (KAG NRW) vom 21. Oktober 1969 
(GV NRW S. 712) in der z. Z. gültigen Fassung und auf 
§ 14 des Gesetzes über den Rettungsdienst sowie die 
Notfallrettung und den Krankentransport durch Unter-
nehmer (RettG NRW) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 24. November 1992 (GV NRW S. 458) in der 
z. Z. gültigen Fassung. 
 

Artikel 1 
§ 4 erhält folgende Fassung: 
 

§ 4 
Höhe der Gebühren 

Die Höhe der Gebühren für die Inanspruchnahme des 
Rettungsdienstes bestimmt sich wie folgt: 
 
1. Krankentransportwagen (KTW) 
 1.1. (…unverändert) 
 1.2. (…unverändert) 
2. Rettungstransportwagen (…unverändert) 
 
3. Notarzteinsatz 

3.1 (…unverändert) 
 3.2 Notarzt  398,88 € / je Einsatz 
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Artikel 2 
§ 8 

In-Kraft-Treten 
 

Diese Änderungssatzung tritt am 01.01.2024 in Kraft. 
 

II. Bekanntmachungsanordnung 
 

Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich be-
kanntgemacht. 
 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften 
nach der Gemeindeordnung NRW kann gem. § 7 Abs. 
6 GO NRW nach Ablauf von sechs Monaten seit der Be-
kanntmachung im „Amtsblatt des Märkischen Kreises“ 
nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 
a. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b. die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kanntgemacht worden, 

c. der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher be-
anstandet, oder 

d. der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt Iserlohn vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt. 

 
Iserlohn, 04.10.2023 
 
In Vertretung 
Michael Wojtek  
Erster Beigeordneter und Stadtkämmerer 
 
 
 
 

 
 

Gebührensatzung für die Übergangsheime 
für Asylbewerber der Stadt Iserlohn  

mit Bekanntmachungsanordnung vom 04.10.2023 
 

I. 
Der Rat der Stadt Iserlohn hat am 26. September 2023 
die nachstehende Satzung beschlossen. 
 
Diese Satzung beruht auf § 7 der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW 
S. 666/SGV NRW 2023) in der zurzeit gültigen Fassung 
und den §§ 4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für 
das Land Nordrhein-Westfalen vom 21. Oktober 1969 
(GV NRW S. 712/SGV NRW 610) in der zz. gültigen 
Fassung. 

§ 1 
Allgemeines 

 
(1) Für die Benutzung der von der Stadt Iserlohn unter-

haltenen Übergangsheime zur Unterbringung von 
Asylbewerbern gemäß § 1 der Satzung über die Be-
nutzung der Übergangsheime für Asylbewerber der 
Stadt Iserlohn in der jeweils gültigen Fassung haben 
die Benutzer eine Gebühr zu entrichten. 

(2) Die Gebührenerhebung erfolgt auf Basis von Pau-
schalen pro Belegungsplatz und Übergangsheim. In 
den Pauschalen sind die Kaltmiete, Betriebskosten, 
die verbrauchsabhängigen Nebenkosten sowie die 
Personalkosten enthalten. 
 

(3) Für Personen, die eine Pauschale nach dem Flücht-
lingsaufnahmegesetz (FlüAG) und die Leistungen 
nach dem Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) 
erhalten, wird der Bedarf für Unterkunft, Wasser, 
Abwasser, Heizung, Strom und ggf. Sicherheits-
dienst als Sachleistung erbracht. 
 

§ 2 
Höhe der Gebühren 

 
(1) Übergangsheime im Sinne dieser Satzung sind die 

nachstehend genannten Gebäude. Bei Bedarfsän-
derungen kann der Bürgermeister durch schriftliche 
Verfügung die Nutzung eines Objektes als Über-
gangsheim aufheben oder neu festlegen. 
Die Gebührensätze betragen monatlich als Bele-
gungspauschale pro Platz: 
 
Corunnastr. 3 275,00 €
Mendener Str. 135 303,00 €
Reiterweg 26 A 207,00 €
Reiterweg 28 – 34 364,00 €
 

(2) Bei tageweiser Benutzung der Übergangsheime 
wird die Benutzungsgebühr kalendertäglich berech-
net. 

 
§ 3  

Fälligkeit 
 

(1) Die Benutzungsgebühr ist am 3. Tag nach Einzug in 
das Übergangsheim und in der Folgezeit bis zum 5. 
eines jeden Monats im Voraus an die Stadtkasse 
Iserlohn zu entrichten. 
 

(2) Über die Erhebung der Gebühren erhalten die Be-
nutzer der Übergangsheime bei ihrer Einweisung ei-
nen Gebührenbescheid. 

 
§ 4 

Gebührenschuldner 
 
Gebührenschuldner sind die Benutzer der Gemein-
schaftsunterkünfte. Die Mitglieder einer Haushaltsge-
meinschaft haften für die Erfüllung der Gebührenpflicht 
als Gesamtschuldner. 
 

§ 5 
In-Kraft-Treten 

 
Diese Satzung tritt am 1. November 2023 in Kraft. 
 
Gleichzeitig tritt die Gebührensatzung für die Über-
gangsheime für Asylbewerber der Stadt Iserlohn vom 
02. Juni 1992 in der Fassung der Gebührensatzung 
vom 12. Dezember 2017 außer Kraft. 
 

II. 
Bekanntmachungsanordnung 

 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht. 



848 
 

Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften 
nach der Gemeindeordnung NRW kann gem. § 7 Abs. 
6 GO NRW nach Ablauf von sechs Monaten seit der Be-
kanntmachung im „Amtsblatt des Märkischen Kreises“ 
nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn,  
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kanntgemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher be-
anstandet, oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt Iserlohn vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt.  

 
 
Iserlohn, 04. Oktober 2023  
 
In Vertretung 
Michael Wojtek  
Erster Beigeordneter und Stadtkämmerer 
 
 

 
 
 
 

Am Donnerstag, dem 19.10.2023, 17:00 Uhr, 
findet in der Aula des 

Friedrich-Leopold-Woeste-Gymnasiums, 
Albert-Schweitzer-Str. 1, 58675 Hemer, 

die 19. Sitzung des Rates der Stadt Hemer statt. 
 
 
Tagesordnung 
 
 

1. Eröffnung der Sitzung, Feststellung der ord-
nungsgemäßen Einberufung und Beschluss-
fähigkeit 

2. Fragestunde für Einwohner zu schriftlich ein-
gegangenen oder dringenden Anfragen 

3. Prüfung der Niederschrift über die Sitzung 
vom 12.09.2023 

4. Eingänge für den Rat 

5. 1. Fortschreibung des Friedhofsentwicklungs-
planes 2020-2023 für die Jahre 2024 und 
2025 
Vorlage: 10/2023-0926 

6. Märkischer Stadtbetrieb Iserlohn/Hemer;  
hier: Bestellung einer Wirtschaftsprüfungsge-
sellschaft für die Jahresabschlussprüfung 
2023 
Vorlage: 10/2023-0921 

7. Märkischer Stadtbetrieb Iserlohn-Hemer,  
Jahresabschluss 2022 
Vorlage: 10/2023-0922 

8. Jahresabschluss der Stadtwerke Hemer 
GmbH für das Geschäftsjahr 2022 
Vorlage: 10/2023-0909 

9. Mitteilungen des Bürgermeisters 

10. Anfragen 
 
 
Hemer, 29.09.23 
 
Gez.  
Christian Schweitzer 
Bürgermeister 
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1. Satzung zur Änderung der Satzung  
über die Friedhöfe der Stadt Balve  

vom 05.10.2023 
 
 
 

Aufgrund von § 4 des Bestattungsgesetzes NRW in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 1. September 2003 
(GV NRW S. 313), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
9. Juli 2014 (GV NRW S. 405) und § 7 der Gemeinde-
ordnung NRW in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 13. April 2022 (GV NRW S. 490), hat 
der Rat der Stadt Balve am 20.09.2023 folgende Ände-
rungssatzung beschlossen: 
 
Artikel 1 
 
Änderungen der Satzung über die Friedhöfe der Stadt 
Balve 
 
1. § 12 Abs. 4 wird nach lit. e) wie folgt ergänzt: 

f) Wahlgrabstätten um einen Baum 1,00 x 1,10 m 
g) Wahlgrabstätte für Urnenbeisetzungen Durch-
messer 0,25 m 
 

2. § 15 Abs. 2 wird nach lit. h) wie folgt ergänzt: 
i) pflegefreie  Urnenwahlgrabstätten im Erdröhren-

system und als Wiesenurnengrab 
j) Urnengemeinschaftsgrabstätten 
k) Baumgrabstätten für Aschen 
 

3. § 20 Abs. 1 wird nach lit. d) wie folgt ergänzt: 
e) pflegefreien Urnenwahlgrabstätten 
f) Urnengemeinschaftsanlagen 
g) Baumgrabstätten 
 

4. § 20 Abs. 3 wird gestrichen und wie folgt neu ge-
fasst: 
 

 Urnenwahlgrabstätten und pflegefreie Urnenwahl-
grabstätten sind für Urnenbestattungen bestimmte 
Grabstätten, an denen auf Antrag ein Nutzungsrecht 
für die Dauer von 30 Jahren (Nutzungszeit) verlie-
hen wird, deren Lage gleichzeitig im Benehmen mit 
dem Erwerber festgelegt wird und in denen bis zu 
vier Urnen (Urnenwahlgrabstätte) bzw. bis zu vier 
Urnen (pflegefreie Urnenwahlgrabstätte) beigesetzt 
werden können.  

 
 Der Erwerb einer pflegefreien Urnenwahlgrabstätte 

im Erdröhrensystem für zwei Urnen zu Lebzeiten ist 
möglich. In pflegefreien Urnenwahlgrabstätten, Ge-
meinschaftsanlagen sowie Baumgrabstätten ist 
ausschließlich die Beisetzung einer biologisch ab-
baubaren Urne möglich.  

 Auf die Verstorbenen wird mittels Namensplaketten 
an einer Steele oder Gedenkplatten auf den Erdröh-
ren nach Vorgaben der Friedhofsverwaltung hinge-
wiesen. Blumen, Kränze und andere Gedenkbekun-
dungen sind nur am Tag der Beisetzung an der 
Grabstelle möglich. Darüber hinaus dürfen diese 
Trauerbekundungen nur an den dafür vorgesehe-
nen Stellen und nicht auf der Wiesenfläche oder der 
Gedenkplakette abgelegt werden. 

 
Artikel 2 
 
Die Änderungssatzung tritt am Tag nach ihrer Bekannt-
machung in Kraft. 

Bekanntmachungsanordnung 

 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht. 
 
 
Hinweis: 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von 
Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim 
Zustandekommen dieser Verordnung nach Ablauf von 
sechs Monaten seit dieser Bekanntmachung nicht mehr 
geltend gemacht werden kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) die Verordnung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 
bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Verordnungsbeschluss 
vorher beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt. 

 
 
Balve, den 05.10.2023 
 
gez. H. Mühling 
Bürgermeister 
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Gebührenordnung der Stadt Iserlohn  
über die Erhebung von Bewohnerparkgebühren 

(Gebührenordnung Bewohnerparken) 
vom 26.09.2023 

 
 

Aufgrund des § 6a Absatz 5a Straßenverkehrsgesetz 
(StVG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 5. 
März 2003 (BGBl. I S. 310, 919), zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 12. Juli 2021 (BGBl. I S. 
3108), § 4 der Verordnung über Zuständigkeiten im Be-
reich Straßenverkehr und Güterbeförderung vom 05. 
Juli 2016 (GV. NRW. S. 527), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 01.Februar 2022 (GV. NRW. S. 141), § 7 
der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfa-
len in der Fassung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 
666), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
13. April 2022 (GV. NRW. S. 490) erlässt die Stadt Iser-
lohn als örtliche Ordnungsbehörde für das Gebiet der 
Stadt Iserlohn die nachstehende Gebührenordnung. 
 
 

§ 1 
Geltungsbereich 

 
Die Gebührenordnung regelt die Erhebung von Gebüh-
ren für die Ausstellung eines Bewohnerparkausweises 
in den städtischen Quartieren, die als Bewohnerparkge-
biete nach § 45 Abs. 1b Nr. 2a der Straßenverkehrsord-
nung (StVO) ausgewiesen und gekennzeichnet sind. 
 

§ 2 
Gebührenpflicht 

 
(1) Für die Ausstellung eines Bewohnerparkausweises 

werden Gebühren nach Maßgabe dieser Gebühren-
ordnung erhoben. 

(2) Zur Zahlung der Gebühr ist die Person verpflichtet, 
1. die den Antrag gestellt hat; 
2. welche die Gebühren durch eine gegenüber der 

Stadt abgegebene schriftliche oder elektroni-
sche Erklärung übernommen hat; 

3. welche für die Gebührenschuld anderer haftet. 
(3) Mehrere Gebührenschuldnerinnen und -schuldner 

haften als Gesamtschuldnerinnen und Gesamt-
schuldner. 

(4) Pro Bewohnerparkausweis wird nur ein Kennzei-
chen eingetragen. 

 
§ 3 

Gebührenzeitraum 
 

(1) Die Ausstellung eines Bewohnerparkausweises 
kann entweder für den Zeitraum eines Jahres oder 
für den Zeitraum von 6 Monaten beantragt werden. 

(2) Der Zeitraum beginnt mit der Ausstellung des Be-
wohnerparkausweises. Ein neuer Bewohnerpark-
ausweis kann maximal einen Monat vor Ablauf des 
alten beantragt werden. 
 
 

§ 4 
Gebührenhöhe 

 
(1) Für ein Jahr beträgt die Höhe der Gebühr für die 

Ausstellung 90,00 €. 
(2) Für sechs Monate beträgt die Höhe der Gebühr für 

die Ausstellung 58,00 €. 
(3) Für Änderungen auf dem Bewohnerparkausweis so-

wie die Ersatzausstellung aufgrund von Verlust wird 
eine Gebühr in Höhe von 23 € zuzüglich 4,50 € Aus-
lagenerstattung erhoben. Unter Änderungen fallen 
insbesondere der Umzug in ein anderes Parkgebiet 
oder ein Fahrzeugwechsel. Die Gültigkeitsdauer des 
Bewohnerparkausweises wird durch eine Änderung 
im Sinne der Sätze 1 und 2 nicht berührt. 

 
§ 5 

Entstehung und Fälligkeit 
 

(1) Die Gebührenschuld entsteht mit der Ausfertigung 
des Bewohnerparkausweises. 

(2) Die Gebühr wird mit der Bekanntgabe des Gebüh-
renbescheides an den Gebührenschuldner zur Zah-
lung fällig. 

(3) Der Bewohnerparkausweis soll nach Zahlungsein-
gang der Gebühren ausgehändigt werden. 

(4) Erlischt der Bewohnerparkausweis vor dem Ende 
seiner Laufzeit, werden bereits für die Zukunft ge-
zahlte Gebühren nicht erstattet. 

(5) Im Rahmen des digitalen Antragsverfahrens ist die 
Gebühr im Wege des elektronischen Zahlungsver-
kehrs (E-Payment) zu begleichen. 
 

§ 7 
Inkrafttreten 

 
Diese Gebührenordnung tritt am 01.Oktober 2023 in 
Kraft. 
 
 

II. 
Bekanntmachungsanordnung 

 
Die vorstehende Gebührenordnung wird hiermit öffent-
lich bekanntgemacht. 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften 
nach der Gemeindeordnung NRW kann gem. § 7 Abs. 
6 Gemeindeordnung NRW nach Ablauf von 6 Monaten 
seit der Bekanntmachung im Amtlichen Bekanntma-
chungsblatt – Amtsblatt des Märkischen Kreises nicht 
mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kanntgemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher be-
anstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt Iserlohn vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt. 

 
Iserlohn, 26.09.2023 
 
Joithe 
Bürgermeister 
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